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			„Impulse für Arbeit in Deutschland“

			FDP-Politikerin Freimuth über Argentinien und liberale Werte

			Von Marcus Christoph

			[image: liberale.jpg]

			Jörg Dehnert, Axel Hoffmann, Angela Freimuth, Roberto Alemann. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT) – „Der Argentinien-Aufenthalt hat mir Impulse gegeben für meine Arbeit in Deutschland.“ Für Angela Freimuth, die stellvertretende Vorsitzende der FDP-Fraktion im Landtag von Nordrhein-Westfalen, war ihre Reise nach Buenos Aires durchaus aufschlussreich. Hierhin war sie unter anderem gekommen, um am Festakt zum 30-jährigen Bestehen der hiesigen Filiale der liberalen Friedrich-Naumann-Stiftung „Für die Freiheit“ teilzunehmen. Beim Gespräch mit Tageblatt-Herausgeber Dr. Roberto Alemann war aber natürlich auch die aktuelle Situation der FDP ein Thema, die bei den jüngsten Bundestagswahlen mit 4,8 Prozent der Stimmen den Wiedereinzug ins Parlament verpasste und somit erstmals seit Bestehen der Bundesrepublik nicht mehr im Bundestag vertreten sein wird.

			Die eingangs erwähnte Äußerung bezieht sich auf die ihr geschilderte gegenwärtige Situation in Argentinien, die die FDP-Politikerin an Berichte über Dirigismus wie zum Beispiel in der früheren DDR erinnere und die zeige, wie wichtig liberales Denken und Handeln in einer sozialen Marktwirtschaft und einem freiheitlichen Rechtsstaat seien. Freimuth nennt beispielhaft Schilderungen über Import-Genehmigungszwang, Korruptionsvorwürfe, Devisen-Verbote, die faktisch auch Reisebeschränkungen nach sich zögen, sowie Beschränkungen der Pressefreiheit (wie durch das jüngst gerichtlich abgesegnete Mediengesetz) und fehlendes Vertrauen in den Rechtsstaat. Viele junge und gut ausgebildete Menschen, die sie in Argentinien getroffen habe, seien unzufrieden mit der aktuellen politischen und wirtschaftlichen Situation in ihrem Land. „Bislang gibt es weltweit kein Beispiel einer dirigistischen Planwirtschaft, die den Menschen Freiheit, Wohlstand und Sicherheit bringt. Sollte Argentinien die einzige Ausnahme sein?“ fragt die 47jährige Liberale aus Lüdenscheid (NRW).

			Das Beispiel zeige: Freiheit sei nicht selbstverständlich. Freimuth, die bis vor kurzem im Bundesvorstand der FDP saß, fühlt sich von daher motiviert, auch in Deutschland stärker denn je für liberale Werte einzutreten – auch wenn es nun erst einmal keine liberale Kraft im Bundestag mehr gibt. Schließlich gebe es auch in Deutschland immer noch viele Menschen, die keinen „übervorsorglichen Staat“ wollten. 

			Warum es aber trotz dieses Bedürfnisses zu dem liberalen „Wahldesaster“ im September gekommen sei, dafür macht Freimuth mehrere Gründe aus: Nach der „überdurchschnittlich guten Wahl“ vor vier Jahren (14,6 %), seien die Erwartungen zu hoch geschraubt gewesen. In den Koalitionsvereinbarungen habe es an Verbindlichkeit gefehlt, liberale Vorhaben wie Steuervereinfachungen und Steuerentlastungen insbesondere für die Mitte der Gesellschaft durchzusetzen. Offensichtlich habe es die FDP nicht vermocht, Erfolge in der Regierungsarbeit und inhaltliche Positionen in der Öffentlichkeit nachvollziehbar darzustellen, meinte Freimuth. Mangelnde personelle Geschlossenheit habe dazu geführt, dass in den Medien mehr über Personalfragen zu lesen war als über politische Lösungskonzepte und Ziele der FDP. Gleichwohl sei die Analyse der historischen Wahlniederlage noch längst nicht abgeschlossen. Mut mache, dass die FDP noch in zehn Landtagen vertreten sei.

			Nun gelte es, eine neue Führungsmannschaft mit Christian Lindner an der Spitze zu formen, welche die liberalen Werte lebe und eine verständliche Sprache spreche. Beim Bundesparteitag am 7./8. Dezember in Berlin soll der Bundesvorstand, der nach der Wahl  zurückgetreten war, neu gewählt werden. Ob Freimuth erneut kandidiert, wollte sie noch offen lassen. 

			Dass die FDP in vier Jahren wieder in den Bundestag einzieht, daran hat die Naumann-Stiftung nicht nur ein politisches, sondern auch ein finanzielles Interesse. Wie Axel Hoffmann, der zweite Vorsitzende der Stiftung, erläuterte, seien die staatlichen Zuwendungen, die seine Stiftung beziehe, daran gebunden, dass die FDP im deutschen Parlament vertreten sei. Eine Legislaturperiode lang laufe die Unterstützung auch ohne dies weiter. Doch wenn die FDP auch 2017 an der Fünf-Prozent-Hürde scheitern sollte, fielen die staatlichen Gelder weg und die Stiftung wäre alleine auf Spenden und Eigenmittel angewiesen. Ein solches Netz an Filialen, wie die Stiftung es bislang in 90 Ländern aufrecht erhält, wäre dann wohl kaum zu unterhalten. 

			Seit einem Jahr ist Jörg Dehnert Leiter der hiesigen Zweigstelle. Er leitet die Geschicke des Büros in Kongressnähe, in dem sieben Mitarbeiter tätig sind. Diese kümmern sich auch um Belange in Uruguay und Paraguay. Laut Dehnert will die Naumann-Stiftung vor allem drei Ziele fördern: Rechtsstaatlichkeit, Pressefreiheit und Marktwirtschaft. Um dies zu erreichen, werden Veranstaltungen und Seminare organisiert, Wissenstransfer geleistet und internationale Kontakte gepflegt.
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			„Großer Tag für unsere Beziehungen“

			Steuerabkommen zwischen Schweiz und Argentinien paraphiert

			[image: steuerabkommen.jpg]

			Ricardo Echegaray (l.) und Johannes Matyassy paraphieren die Vereinbarung. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - „Es ist ein großer Tag für die Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern.“ Mit diesen Worten freute sich der hiesige Schweizer Botschafter Johannes Matyassy über das Doppelbesteuerungsabkommen zwischen der Eidgenossenschaft und Argentinien, das er gemeinsam mit Ricardo Echegaray, dem Chef der argentinischen Steuerbehörde AFIP, am Dienstag vorstellte und paraphierte. Seit Anfang des vorigen Jahres hätten beide Seiten intensiv an dem Zustandekommen der Übereinkunft gearbeitet, so Matyassy. Nun habe man den Abschluss der Verhandlungen besiegeln können.

			Das Abkommen soll Anfang 2014 in der Schweiz unterzeichnet und dann zügig von den Parlamenten beider Länder ratifiziert werden. Wenn alles glatt läuft, tritt das Abkommen am 1. Januar 2015 in Kraft.

			Grundsätzliches Ziel der Übereinkunft ist, eine doppelte Besteuerung zu verhindern. Neu gegenüber Vorgängervereinbarungen ist vor allem der vorgesehene gegenseitige Austausch von Steuerdaten, wie er im Musterabkommen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) für Steuerabkommen vorgesehen ist (Artikel 26). 

			Matyassy hob dabei hervor, dass die Herausgabe von Daten auf Antrag erfolge, wenn es nachhaltige Anzeichen für Steuerflucht gebe. „Wir wollen einen transparenten Finanzplatz“, so der Schweizer Botschafter. Das Abkommen entspreche internationalen Standards und gleiche 42 weiteren, die die Schweiz bereits mit anderen Ländern ausgehandelt habe.

			Im Verhandlungsprotokoll haben beide Seiten sich aber auch darauf verständigt, über einen automatischen Austausch von Daten zu verhandeln, sobald dieser Mechanismus als internationale Norm installiert ist.

			Matyassy und Echegaray waren sich einig, dass das Abkommen Rechtssicherheit biete und von daher Investitionen begünstigen werde. Der Schweizer Botschafter erinnerte in diesem Zusammenhang daran, dass die Schweiz das Land mit dem sechstgrößten Investitionsvolumen in Argentinien sei. Es gebe mehr als 80 Schweizer Unternehmen in Argentinien, die mehr als 30.000 Menschen Arbeit geben.

			Echegaray bezeichnete das Erreichte als „fundamentalen Schritt“, um die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Ländern zu vertiefen. Es sei eine ausgewogene Lösung gefunden worden, die  Investitionen von Auslandskapital begünstige und Fälle doppelter Besteuerung verhindere, so der AFIP-Chef.
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			Die Woche in Argentinien

			Mediengesetz: Lanata beklagt Doppelmoral

			Buenos Aires (AT/mc) - Dass das neue Mediengesetz endlich auf alle Medienunternehmen angewandt wird, war und ist eines der Argumente der Nationalregierung in ihrer Auseinandersetzung mit der „Clarín“-Gruppe. Diese hatte sich vier Jahre gegen bestimmte Artikel des 2009 vom Kongress verabschiedeten Gesetzespaktes gewehrt und eine Sonderposition eingenommen, da sie bis zur aktuellen Entscheidung des Obersten Gerichts von einigen Vorschriften des Gesetzes ausgenommen war. Doch dies ist nun vorbei, seitdem die Obersten Richter das Mediengesetz für verfassungsgemäß erklärt haben. Juristisch ist die „Clarín“-Gruppe vorerst geschlagen. Doch publizistisch kämpft sie weiter für ihre Interessen. So holte der einflussreiche Journalist Jorge Lanata, der in Diensten des Medienriesen steht, zum Gegenschlag aus. In einem Leitartikel der „Clarín“-Printausgabe vom vorigen Sonnabend argumentierte der Journalist, dass das Mediengesetz bei mehreren Unternehmen keine konsequente Anwendung finde. Als Beispiel nannte Lanata unter anderen den TV-Kanal „Telefe“. Dieser gehört zur spanischen Gruppe „Telefónica“, die sowohl Telefondienstleister ist als auch Kanäle im offenen TV betreibe, was nach dem neuen Mediengesetz verboten sei, wie Lanata beklagt. Schließlich verbiete dieses, dass Lizenzen in ausländischer Hand sein dürfen. Aus diesem Grunde kritisiert Lanata auch „Canal 9“, der der mexikanischen Gruppe González González gehört. Den Verkauf des Nachrichtensenders C5N von der Gruppe „Hadad“ an den regierungsnahen Unternehmer Cristóbal López beanstandet Lanata mit Verweis auf das Verbot der käuflichen Übertragung von Sendelizenzen.

			Sechs kleine „Claríns“?

			Wenige Tage nach seiner Niederlage vor dem Obersten Gerichtshof hat der Medienriese „Clarín“ bei der Rundfunkaufsichtsbehörde AFSCA einen eigenen Vorschlag gemacht, wie das für verfassungsmäßig erklärte Gesetz auf den Konzern anzuwenden sein könnte. Der Entwurf sieht vor, dass das bisherige Gesamtunternehmen in sechs formal voneinander unabhängige Einzelunternehmen aufgeteilt wird. Vier von diesen könnten gege-benenfalls an Dritte übertragen werden, bei denen es sich um Partnerunternehmen handele, wie die Zeitung „La Nación“ berichtete. Die „Clarín“-Gruppe orientiere sich dabei an Beispielen anderer Mediengruppen wie „Manzano-Vila“, wo ebenfalls Anteile unter Geschäftspartnern aufgeteilt worden seien, hieß es in dem Bericht weiter. Mit dem Vorpreschen will die „Clarín“-Gruppe offenbar einer schnellen staatlichen Konfiszierung zuvorkommen. AFSCA-Chef Martín Sabbatella erklärte, seine Behörde habe nun vier Monate Zeit, um über den Vorschlag zu entscheiden. Die „Clarín“-Gruppe informierte zudem, dass weiterhin geprüft werde, gegen die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes bei internationalen Gerichten vorstellig zu werden. Schließlich stellten bestimmte Artikel des neuen Mediengesetzes eine indirekte Zensur dar. Regierungskritische Medien würden diskriminiert, Eigentumsrechte an gesetzmäßig erworbenen Lizenzen missachtet, beklagt der Medienkonzern.

			Geheimakten entdeckt 

			In Buenos Aires sind Geheimakten der Militärdiktatur (1976-83) gefunden worden. Unter den in einem Luftwaffen-Gebäude entdeckten Dokumenten befänden sich Regierungspläne bis zum Jahr 2000 sowie mehrere „schwarze Listen“ von Intellektuellen und Künstlern, teilte Verteidigungsminister Agustín Rossi am Montag mit. Zu den Personen, die in den „schwarzen Listen“ nach vier verschiedenen „Gefährlichkeit-Niveaus“ eingestuft sind, zählen die Sängerin Mercedes Sosa, der Tango-Musiker Osvaldo Pugliese, die Schauspielerin Norma Aleandro, der Schriftsteller Julio Cortázar und die Kinderbuchautorin María Elena Walsh. Die Dokumente beinhalten auch Anweisungen, wie internationale Beschwerden über die Verschleppung von Regimegegnern öffentlich widerlegt werden können. 

			CFK erholt sich von OP 

			Der Genesungsprozess von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner verläuft nach Angaben der Ärzte zufriedenstellend. Die 60-Jährige hatte sich vor rund vier Wochen einem Eingriff wegen einer Hirnhautblutung unterziehen müssen. Ihre neurologische Entwicklung sei den behandelnden Ärzten zufolge „normal“, sagte Regierungssprecher Alfredo Scoccimarro vor wenigen Tagen. Recht bald werde geprüft, ob Kirchner wieder die Regierungsgeschäfte übernehmen könne. Die Präsidentin ist seit der Operation am 8. Oktober nicht mehr in der Öffentlichkeit gesehen worden. Die Ärzte hatten ihr im Hospital Fundación Favaloro in Buenos Aires ein Subduralhämatom entfernt. Sie erholt sich in der Präsidentenresidenz im Hauptstadtvorort Olivos. Auch nach einer Rückkehr an den Schreibtisch wird sich die 60-jährige Staatschefin zunächst noch schonen müssen. Während ihrer Rekonvaleszenz führt Vizepräsident Amado Boudou vorübergehend die Regierungsgeschäfte.

			U-Bahn-Fahrten teurer

			Ab Dienstag kostet der Normaltarif für eine Fahrt mit der U-Bahn (Subte) von Buenos Aires 3,50 Pesos. Der zuständige Verwaltungsrichter Pablo Mántaras befand die von der Hauptstadtregierung angestrebte Erhöhung des Fahrtarifes, der bislang bei 2,50 Pesos lag, als zulässig. Der Richter hob die einstweilige Verfügung auf, die auf Antrag des Stadtabgeordneten Alejandro Bodart im März von der Justiz verfügt worden war und die Erhöhung aussetzte. Gleichwohl verpflichtete Mántaras die Regierung von Bürgermeister Mauricio Macri aber dazu, einen „Sozialtarif“ für sozial schwächere Personen anzubieten. Menschen, die von Sozialprogrammen leben, zahlen weiterhin 2,50 Pesos für eine Fahrt. Hierfür müssen spezielle Anträge gestellt werden. Zuständig sind die Subtepass-Büros in den Stationen „Lacroze“, „Avenida de Mayo“ und „9 de Julio“. Rentner und Behinderte können weiter gratis fahren. (AT/mc/dpa)
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			Meinungsfreiheit

			Nur zwei Tage nach den Parlamentswahlen vom 27. Oktober, bei der die Regierungspartei ähnlich wie bei den Vorwahlen vom 11. August einen gewaltigen Stimmenverlust hinnehmen musste, ohne ihre bisherigen Mehrheiten in beiden Kongresskammern einzubüßen, hat der Oberste Gerichtshof das umstrittene Mediengesetz als verfassungsmäßig eingestuft. Nur der 95-jährige Richter Carlos Fayt, der sich stets zugunsten der Pressefreiheit mit entscheidenden Urteilen ausgesprochen hat, hat den Spruch abgelehnt. Offenbar befürchtet Fayt, dass das Mediengesetz Einfluss auf die Meinungsfreiheit ausüben dürfte, indem die Regierung willkürlich Fernseh- und Hörfunklizenzen kassiert und an willige Unternehmer zuschlägt. Alle anderen sechs Mitglieder des Obersten Gerichtshofs, der als Hüter der Verfassung gilt, stuften das Mediengesetz als verfassungskonform ein, derweil drei von vier Richtern in Einzelfällen anders urteilten.

			Der Gerichtshof hatte vor den Wahlen zuerst zahlreiche Personen in Audienz empfangen, angehört und befragt, und dann mitgeteilt, dass das Urteil erst nach den Parlamentswahlen veröffentlicht werden würde, damit auf jeden Fall ein Einfluss auf die Wahlen vermieden werde. Der Streit beschäftigt die Öffentlichkeit seit vier Jahren, zumal im Fall des Konzerns „Clarín“, dem die Regierung Lizenzen für Fernsehkanäle und Rundfunkstationen abnehmen will, um sie anderen Presseunternehmern zuzuteilen. Skeptische Beobachter der Szene, die bisher die allgemeine Öffentlichkeit wenig interessiert hat, befürchten, dass regierungsgeneigte Unternehmer begünstigt werden, um auf jeden Fall den Einfluss der „Clarín“-Medien zu unterhöhlen. Offenbar unterstellt die Regierung dem gehassten Medienkonzern einen maßgebenden Einfluss auf das Wahlergebnis, was keinesfalls zutrifft. Der Verlust von 54 Prozent der Wähler bei der Wiederwahl der Präsidentin im Jahr 2011 auf nur 33 Prozent am 27. Oktober zeigt deutlich, dass die Kirchnerregierungen nach zehn Jahren im Amt ausgedient haben und ohne die abermalige Wiederwahl der Präsidentin sicherlich Ende 2015 von einer anders gesinnten Regierung abgelöst werden.

			Es geht beim Verfassungsspruch des Obersten Gerichtshofs formell um die Fernseh- und Hörfunklizenzen im Besitz des Konzerns „Clarín“, nicht um die gleichnamige Tageszeitung mit der grössten Auflage im Land. Der vom Mediengesetz verbotene Verkauf der Hörfunklizenz von Radio 10, die damals die größte Hörerschaft besaß, führte indessen sogleich zu einem massiven Hörerverlust zugunsten des Rundfunksenders Mitre vom „Clarín“-Konzern. Das Hörpublikum hatte die Meinungsfreiheit honoriert, Mediengesetz hin oder her.

			Nach dem Spruch des Obersten Gerichtshof beeilte sich der Leiter der betreffenden Amtsstelle, genannt AFSCA, Martín Sabatella, den Medienkonzern „Clarín“ offiziell zu benachrichtigen, damit nach sechs Monaten die umstrittenen Lizenzen gestrichen und an andere Interessenten zugeteilt werden. Kurz danach gab der Konzern seine Bereitschaft bekannt, den Konzern in sechs unabhängige Unternehmen aufzuspalten, worüber AFSCA demnächst entscheiden wird. Mögliche Rechtsverfahren im interamerikanischen Bereich schloss der Konzern nicht aus.

			Gerichtspräsident Ricardo Lorenzetti kühlte die Erwartungen der Regierung indessen zunächst mit der Aussage ab, dass der Fall sicherlich nicht beendet ist, womit er unterschwellig auf mögliche Berufungen an interamerikanische Rechtsorganisationen in Washington hindeutete, deren Instanzenweg „Clarín“ offen steht. Die betreffenden internationalen Verträge wurden seinerzeit von Regierung und Kongress gebilligt, womit sie argentinisches Recht wurden. Diese Berufung kann unter Umständen recht zeitraubend ausfallen, wobei der Fall in der Sache die Meinungsfreiheit betreffen wird, die der Kern des Rechtsstreits ist. Hierüber pflegen Sprecher interamerikanischer Organisation stets zugunsten der Meinungsfreiheit Stellung zu beziehen, wogegen die Kirchnerregierung zusammen mit den Kollegen in Venezuela und Bolivien auf interamerikanische Organisationen verzichten wollen, die die Meinungsfreiheit verteidigen. Der Streitfall dreht sich nämlich grundsätzlich um die Meinungsfreiheit, die durch willkürliche Zuteilungen von Fernseh- und Hörfunklizenzen an geneigte Presseunternehmer gefährdet wird. Offenbar ist die Regierung überzeugt, dass Fernsehen und Hörfunk meinungsbildend sind und deshalb daran gehindert werden sollen, die Schilderung („relato“ auf Spanisch) der Regierungsleistungen zu kritisieren, damit die Wähler bei der Stange bleiben, welche absurde These am 27. Oktober von der Wählerschaft zunichte gemacht wurde.
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			Der aufrechte Schwabe

			Von Stefan Kuhn

			Manfred Rommel ist tot. Der langjährige Stuttgarter Oberbürgermeister (1974-96) starb am Donnerstag im Alter von 84 Jahren in seiner Geburtsstadt, in der sich auch sein ganzes politisches Leben abspielte.

			Den „letzten Liberalen Deutschlands“ nannte ihn die Washington Post vor gut drei Jahrzehnten. Nicht nur Rommel hielt das für übertrieben, auch wenn es ihm wohl insgeheim geschmeichelt haben mag. Dass die baden-württembergische Landeshauptstadt zu einer liberalen, weltoffenen Stadt geworden ist, hat sie wesentlich Manfred Rommel zu verdanken. Stuttgart hat den größten Ausländeranteil unter den deutschen Großstädten, fast nirgendwo sind die Zuwanderer dank Rommel besser integriert. Das Deutsch-Türkische Forum Stuttgart, zu dessen Mitbegründern er gehört, verleiht seit 2009 den „Manfred-Rommel-Preis“.

			Der CDU-Politiker eckte mit seiner Integrationspolitik häufig bei seiner Partei an. Er setzte sich früh für eine doppelte Staatsbürgerschaft ein, bezeichnete Deutschland schon als „Einwanderungsland“, als dies in der Union noch ein Unwort war.

			Manfred Rommel wurde 1974 nach dem plötzlichen Tod seines parteilosen Vorgängers Arnulf Klett Oberbürgermeister. Der beliebte Klett hatte die Stadt seit Kriegsende regiert. Rommel, bisher Staatssekretär im Finanzministerium, wollte das Amt eigentlich nicht. Er hatte schon zuvor eine Kandidatur für den Posten abgelehnt. Das geschah vermutlich aus den selben Gründen, wegen denen ihn seine Partei dafür haben wollte. Manfred Rommel ist der Sohn von Hitlers Generalfeldmarschall Erwin Rommel, der in den 1970er-Jahren noch als Kriegsheld galt. Vermutlich wollte sich Manfred Rommel nicht instrumentalisieren lassen.

			Der Name hat dann auch wesentlich zu Rommels Wahlsieg beigetragen, denn im Wahlkampf machte der CDU-Politiker keine sonderlich gute Figur. Doch damals reichte es für die Stuttgarter, „dem Wüstenfuchs sein Sohn“ zu sein. Im Amt spielte das keine Rolle mehr. Rommel erwarb sich schnell Anerkennung über die Parteigrenzen hinweg. Probleme gab es allenfalls mit der eigenen Partei. Etwa als Rommel den Stuttgarter Theaterchef Claus Peymann im Amt hielt, obwohl Ministerpräsident Hans Filbinger (CDU) dessen Entlassung forderte. Peymann hatte zu Spenden für die Zahnbehandlung der in Stuttgart-Stammheim inhaftierten RAF-Terroristin Gudrun Ensslin aufgerufen. Noch mehr Druck und Empörung gab es, als Rommel 1977, nach dem Selbstmord von Ensslin, Andreas Baader und Jan-Carl Raspe, entschied, die Linksterroristen auf einem Stuttgarter Friedhof begraben zu lassen. „Irgendwo muß jede Feindschaft enden; und für mich endet sie in diesem Fall beim Tod“, begründete der Stuttgarter OB seine Entscheidung.

			Rommels Toleranz hat ihm wohl auch höhere Ämter verwehrt. Als Ministerpräsident Hans Filbinger 1978 wegen seiner NS-Vergangenheit als Marinestabsrichter zurücktreten musste, er hatte noch kurz vor Kriegsende fahnenflüchtige Matrosen hinrichten lassen, bemühte sich Rommel um dessen Nachfolge. Die CDU entschied sich für Lothar Späth. Rommel blieb Stuttgarter OB, wurde zwei Mal mit überwältigender Mehrheit, zuletzt fast 72 Prozent, wiedergewählt. Er war mehrmals Präsident des Deutschen Städtetags und wohl zu seiner Zeit der bekannteste Kommunalpolitiker Deutschlands. 

			Seine politischen Erfolge sind dabei zweitrangig. Sie sind allerdings beachtlich. In seiner Amtszeit begann Stuttgart mit dem Schuldenabbau. „Gegen Adam Riese, also gegen die Logik des Rechnens, kann man nicht Politik machen“, war seine Devise. Wichtiger war allerdings sein Name. Manfred Rommel hat gelernt, mit dem Vermächtnis seines Vaters umzugehen. Er war 15 Jahre alt, als am 14. Oktober 1944 Hitlers Chefadjutant und ein weiterer General im Rommelschen Wohnhaus in Herrlingen bei Ulm eintrafen. Der Vater wurde vor die Wahl gestellt, Suizid zu begehen oder vor den Volksgerichtshof gestellt zu werden. Die Nazis vermuteten, dass der Kriegsheld zu den Verschwörern des 20. Juli 1944 gehörte oder zumindest Mitwisser war. Erwin Rommel wählte zum Schutz seiner Familien den „Freitod“ und erhielt ein Staatsbegräbnis.

			Heute sind sich die Historiker einig, dass Erwin Rommel kein Wider-ständler war. Seinem Sohn Manfred dürfte das schon länger klar gewesen sein. Für ihn ist der tragische Tod seines Vaters immer eine Mahnung gewesen, sich nie totalitären Systemen unterzuordnen. Das hat ihn zu einem Kämpfer für die Demokratie gemacht, der Gefahren von links und rechts erkannte und Toleranz stets über Feindbilder stellte. Letzteres betrifft nicht nur die politische Ebene, sondern auch das Persönliche. Mit David Bernard Montgomery, dem Sohn des britischen Feldmarschalls Bernard Law Montgomery, der Erwin Rommels 8. Armee 1942 in El Alamein in Ägypten besiegte, verband ihn eine über 30-jährige Freundschaft.

			In Erinnerung bleiben wird auch Rommels hintergründiger schwäbischer Humor. Für den war er schon zu Amtszeiten bekannt. Im Ruhestand veröffentlichte er mehrere erfolgreiche Bücher mit tiefsinnigen Aphorismen und Gedichten sowie eine Autobiografie. Bis es seine Parkinson-Krankheit nicht mehr zuließ, hatte er eine 14-tägige Kolumne in der Stuttgarter Zeitung.

			Bei allen Erfolgen hat sich der Instinktpolitiker Rommel einmal entscheidend geirrt. Als die Grünen Anfang der 1980er-Jahre zum ersten Mal in den Gemeinderat gewählt wurden, hielt er das für ein vorübergehendes Phänomen. Seit Anfang des Jahres sitzt mit Fritz Kuhn ein Grünen-Politiker auf Rommels Stuhl. Winfried Kretschmann, der Ministerpräsident des Landes, ist ebenfalls ein Grüner. Den „letzten Liberalen“ und toleranten Demokraten Manfred Rommel dürfte das kaum gestört haben.
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			Randglossen

			Während die Kirchnerregierungen Argentinien von der Welt abschotten, untergraben sie auch die Zollunion Mercosur, an der Brasilien, Uruguay, Paraguay und Venezuela beteiligt sind. Die Beziehungen zu Uruguay wurden neuerdings abermals durch die Entscheidung des uruguayischen Präsidenten José Mujica belastet, der Zellulosefabrik gegenüber von Gualeguaychú eine zehnprozentige Produktionszunahme zu erlauben, worüber sich zahlreiche Aktivisten im gegenüber liegenden Argentinien aufregen. Beweise für die angebliche Umweltbelastung wurden bisher nicht vorgelegt, so dass der Konflikt zu diplomatischen Streitereien führt. Hinzu kam die argentinische Entscheidung, dass der Hafen von Montevideo nicht für Umladungen argentinischer Schiffe eingesetzt werden darf. Solche Schiffe transportieren die Waren in die Welt. Die Schikane ärgert die Uruguayer und behindert den Warenverkehr, ohne irgendwelchen Nutzen herbeizuführen.

			Derzeit verhandeln die USA mit der Europäischen Union über ein sogenanntes Freihandelsabkommen, das Präferenzen für die beteiligten Vertragspartner schafft, aber Drittländer diskriminiert. Mehrere hundert solcher Verträge wurden schon weltweit abgeschlossen. Sie verletzen allesamt den Grundsatz internationaler Handelspolitik, nämlich die sogenannte Klausel der Meistbegünstigung, Rechtsgrundlage der Welthandelsorganisation. Argentinien hat außer dem Zollverein Mercosur keine solche Präferenzabkommen vereinbart, wird aber jetzt von Brasilien und Uruguay bedrängt, die geneigt sind, ein Freihandelsabkommen mit der Europäischen Union abzuschließen. Das kann formell nur im Rahmen des Mercosur geschehen, aber Brasilien bemüht sich, auch einseitig vorzugehen, indem bereits konkrete Vorschläge über die Produkte ausgetauscht werden, die als Ausnahme gelten. Dadurch wird die argentinische Regierung bedrängt, gegebenenfalls auch eine Liste solcher Zollpositionen einzureichen, widrigenfalls der Mercosur als Zoll-union gefordert wird, entweder mitzumachen oder sich selber aufzulösen und jedem Partner freie Wahl zu lassen, mit Drittländern Verhandlungen über zollfreie Einfuhren aufzunehmen.

			Nein, lustig ist die NSA-Abhöraffäre nicht, aber zumindest in Großbritannien entbehrt sie nicht einer gewissen Komik. Auf der Insel gibt es derzeit nämlich auch einen Abhörprozess. Dabei geht es nicht um Angela Merkels Handy oder um Cyber-James-Bonds, die im Auftrag des Geheimdienstes Ihrer Majestät die Kommunikation unbescholtener Bürger überwachen. Es geht, unter anderem, um das Königshaus selbst. Sensationsgeile britische Massenblätter haben wohl die Handys von William und Harry, den Queen-Enkeln abgehört. Involviert sind eine frühere Chefredakteurin und ihr Liebhaber Andrew Coulson, der spätere Pressesprecher des britischen Premiers David Cameron. Gut, schön ist das nicht. Aber rechtlich bleiben da Zweifel. Warum gelten für Presse und Geheimdienste unterschiedliche Maßstäbe?

			Das Adjektiv „idiotisch“ kann man nach grammatischen Regel steigern. Für „berlusconisch“ gilt das nicht. Das Wort ist schon ein Superlativ für extreme Blödheit und Ignoranz. Es gehört zum Krankheitsbild des früheren italienischen Ministerpräsidenten Silvio Berlusconi, dass er sich von der Justiz verfolgt fühlt. Dass er jedoch behauptet, seine Kinder empfänden diese „Verfolgung“ ähnlich wie die Juden unter den Nazis, ist eine Geschmacklosigkeit, der sich seine Kinder kaum anschließen dürften. Berlusconi würde das zwar nicht verstehen, aber man kann auch Klartext reden. Er wurde nicht wegen seiner Rasse verurteilt, sondern wegen Steuerbetrugs. Er musste seine milliardenschweren Besitztümer nicht für Kleingeld verkaufen. Seine Kinder wurden nicht in Sippenhaft genommen, nicht in Lager gepfercht und ermordet. Berlusconi ist schlicht entmachtet, und das kann er nicht akzeptieren. Aber das gehört auch zum Krankheitsbild.
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			Steuereinnahmen im Oktober: +23,6%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, erreichten im Oktober $ 74,29 Mrd., 23,4% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 10 Monaten 2013 betrugen die Einnahmen $ 709,19 Mrd., 27,3% über dem Vorjahr. Die relativ geringe interanuelle Zunahme im Oktober, die leicht unter der Inflationsrate liegt, ist auf das schlechte Ergebnis bei den Exportzöllen zurückzuführen, deren Erlös mit $ 3,95 Mrd. um 12% unter dem Vorjahr lag. Das klingt paradox, da die Grobernte, vornehmlich von Sojabohne und Mais, die in diesen Monat normalerweise in höheren Mengen exportiert wird, dieses Jahr weit über dem Vorjahr lag. Offensichtlich halten die Landwirte mit dem Verkauf zurück, in Erwartung eines günstigeren Wechselkurses, eines höheren internationalen Preises oder eines geringeren Exportzolles. Die Baisse der letzten Wochen, die auf dem Weltmarkt bei Sojabohne und Mais eingetreten ist, hat abschreckend gewirkt.

			Die Entwicklung bei den (anderen) wichtigsten Steuern war wie folgt:

			- Mehrwertsteuer. Mit einem Erlös von $ 23,08 Mrd. ist diese Steuer, mit einem Anteil von 31% an den gesamten Steuereinnahmen bei weitem die wichtigste. Die interanuelle Zunahme lag bei 31,4%, wobei jedoch die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer um 39,4% stieg, die vom Zollamt einbehaltene aber nur um 19,3%. Bei einer angenommenen interanuellen Preiszunahme von ca. 25% fand somit eine reale Zunahme statt, die auf eine reale Umsatzzunahme hinweist. Allerdings wurde das Nettoergebnis dadurch aufgebläht, dass im Oktober 2013 praktisch keine Rückgaben der schon bezahlten MwSt erfolgte. Ebenfalls gab es keine Rückvergütungen, die Subventionen für Exporte von Industriegütern darstellen.

			- Gewinnsteuer. Mit $ 14,86 Mrd. lag diese Steuer um 19% über dem Vorjahr, was real eine Abnahme darstellt, die auf die Erhöhung des steuerfreien Minimums zurückzuführen ist. 

			- Importzölle. Der Erlös von $ 2,39 Mrd. lag um 34,4% über dem Vorjahr, was sich nicht mit der viel geringeren Zunahme der Einbehaltungen der MwSt beim Zollamt reimt. 

			- Schecksteuer. Diese Steuer auf Giro- und Sparkassenkontobewegungen hatte im Oktober ein überraschendes Ergebnis. Mit $ 5,20 Mrd. lag der Erlös um 41,7% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 10 Monaten hatte die Zunahme nur 29% betragen. Der Oktobersprung weist auf einen plötzlicheren intensiveren Zahlungsverkehr über Schecks, Karten und Internet-Überweisungen hin, für den keine Erklärung gegeben wurde. 

			- Sozialbeiträge. Die gesamten Beiträge von Arbeitgebern und –nehmern lagen im Oktober mit $ 19,42 Mrd. um 26,9% über dem Vorjahr. In 10 Monaten 2013 betrug die Zunahme 32,1%. Die Zunahme ist auf Lohnerhöhungen und eine Zunahme der legalen Beschäftigung zurückzuführen.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,95, um 0,51 über der Vorwoche und um 20,81 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 33,13 Mrd, gegen u$s 33,45 Mrd. eine Woche zuvor. Nachdem die ZB die grossen Getreideexporteure gezwungen hat, sich im Ausland zu finanzieren, trat eine Erleicherung auf dem lokalen Markt ein, so dass die ZB am Donnerstag sogar netto u$s 40 Mio. kaufen konnte, womit der Reserveverlust beschränkt wurde, der in diesem Jahr schon ca. u$s 10 Mrd. ausmacht. Der Rofex Terminkurs lag zum 29.11. bei $ 6,050, zum 30.12.13 bei $ 6,21 und zum 31.03.14 bei $ 6,67. Der Terminkurs per Mai 2014 lag um 33,29% über dem Kurs von Mai 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 9,79.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 2,69% und liegt um 85,83% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,44% und notierten 43,62% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gingen in einer Woche um 0,82% zurück, lagen jedoch um 40,05% über Ende 2012. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 2,09% und lagen mit 6,27% im Plus. Boden 2014 schlossen zur Vorwoche unverändert und liegen 13,78% im Plus seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. gewannen in einer Woche 4,52% und liegen 4,52% im Plus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 166,60 (Vorwoche $ 167,88) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 238,00 (Vorwoche $ 239,83).

			***

			Nachdem die spanische Telefónica einen zunehmenden Einfluss auf die italienische Telecom hat, kam in Argentinien sofort die Frage auf, ob die beiden grossen lokalen Telefongesellschaften, Telefónica Argentina und Telecom Argentina dabei eine Monopolstellung erhalten, was ausdrücklich verboten ist. Telecom Italia ist mit E 29 Mrd. hoch verschuldet, und sieht sich gezwungen, Aktiven zu veräussern, darunter auch die Beteiligung an Telecom Argentina. Jetzt ist der Investmentfonds Fintech als Interessent aufgetaucht, mit einem Angebot, die (indirekte) Beteiligung von 22,7% an der argentinischen Telecom für u$s 960 Mio. zu kaufen. Es wird vorweggenommen, dass das Angebot nach einer Verhandlung (bei der es eventuell leicht erhöht wird) angenommen wird. Fintech, die von Mexikaner David Martinez kontrolliert wird, hat schon eine Beteiligung an Telecom Argentina und würde somit zum grössten Minderheitsaktionär aufsteigen, vor der Werthein-Gruppe. Angeblich beabsichtigt der Fonds auch, die Aktien der Minderheitsaktionäre, die sie über die Börse gekauft haben (etwa 45% des Kapitals) zu kaufen. Fintech ist auch Partner des Clarín-Konzerns beim Kabelfernsehunternehmen Cablevisión, mit einem Anteil von 40%. Fintech hält auch umgeschuldete Bonds der argentinischen Staatsschuld für u$s 300 Mio. David Martinez hat der argentinischen Regierung unlängst angeboten, sie bei der Verhandlung mit den Geierfonds zu unterstützen. 

			***

			Die von Hugo Moyano kontrollierte Gewerkschaftszentrale CGT hat in ihrer Studienabteilung ermittelt, dass die Inflation, gemessen am Index der Konsumentenpreise, im Oktober eine Zunahme von 2,88% verzeichnet. Dabei wurde eine Zunahme von 12,37% beim einem Grundkorb von Nahrungsmittel ermittelt, was durch niedrige Zunahme bei anderen Produkten ausgeglichen wurde. Diese Zahlen fussen auf einer Erhebung in 20 Städten ddes Landes, beginnend mit der Bundeshauptstadt. Gestützt auf diese Zunahme des Inflationsrhythmus, will Moyano jetzt fordern, dass entweder ein Sonderbonus zum Jahresende gezahlt oder die paritätischen Verhandlungen unmittelbar neu aufgenommen werden.

			*** 

			Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat ermittelt, dass 37% der 1,6 Mio. Beschäftigten der Stadt schwarz arbeiten. Vor 5 Jahren waren es noch 34%. Die Zahl der Stadtregierung liegt weit über der des nationalen INDEC. Die Schwarzarbeiter verdienen durchschnittlich $ 3.019 pro Monat, gegen $ 5.967 bei den legal eingetragenen Beschäftigten. Bei denjenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, beträgt der Koeffizient der Schwarzarbeit 31%, während er bei den Selbstständigen 62% erreicht. Beim Haushaltspersonal macht die Schwarzarbeit 73,8% aus, bei der Bauwirtschaft 65,1%, beim Handel 44,1%, bei Transport und Fernverbindungen 43,3%, bei der Industrie 39,3%, bei Erziehung und Gesundheitsdiensten 27,7% und bei Dienstleistungen für Unternehmen 24,3%.

			***

			Wie aus guter Quelle in Madrid verlautet, will Repsol vor dem Weltbankschiedsgericht ICSID in Kürze eine Entschädigung von E 15 Mrd. (gleich ca. u$s 20 Mrd.) für die Enteignung des Aktienpaketes von YPF durch die argentinische Regierung fordern. Ursprünglich war von u$s 10 Mrd. die Rede gewesen, nachdem Repsol seinerzeit für ganz YPF u$s 15 Mrd. bezahlt hatte. Auf der einen Seite muss berücksichtigt werden, dass seither Reserven von Erdöl und Gas aufgebraucht wurden und Beteiligungen im Ausland an Repsol übertragen wurden, und auf der anderen, dass der Erdölpreis inzwischen stark gestiegen ist. Vor kurzem war in Argentinien bekannt geworden, dass die Regierung ein Angebot von u$s 1,5 Mrd. an Repsol machen wolle. Die hohe Forderung von Repsol verfolgt eventuell den Zweck, auf alle Fälle einen wesentlich höheren Preis zu erhalten.

			***

			Im September 2013 wurden 3.236 Immobilien für insgesamt $ 1,88 Mrd. in der Stadt Buenos Aires verkauft, teil das Verband der Notare der Stadt mit. Es waren bei der Zahl der Geschäfte, 0,6% weniger als im Vorjahr, aber 6,3% mehr als im August 2013.In Werten waren es 26,8% mehr als im Vorjahr und 10,1% mehr als im Vormonat. 

			***

			YPF hat mit Pampa Energía, die von Marcelo Mindlin kontrolliert wird (der den Kirchners nahe steht) ein Abkommen über Gasförderung im Schiefergaslager “Rincón del Mangrullo”, innerhalb des Gebietes von “Vaca Muerta”, Provinz Neuquén, unterzeichnet. Dabei ist zunächst eine Investition von u$s 151 Mio. vorgesehen. 

			***

			Der Staatsekretär für Finanzen, Adrián Cosentino und der Staatsekretär für internationale Verhandlungen, Augusto Costa, hatten bei ihren Verhandlungen mit der chinesischen Regierung, die sie letzte Woche in Beijing geführt haben, keinen Erfolg, berichtet der Journalist Marcelo Bonelli in der Zeitung “Clarín” (8.11.13). Die chinesische Regierung hat sich geweigert, eine Garantie für den Kredit auszustellen, mit dem die grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz finanziert werden sollten, was bedeutet, dass ihn die chinesische Bank nicht gewähren kann. Nachdem der argenitische Staat nicht die geringste Möglichkeit hat, für die Finanzierung aufzukommen, um diese Staatsinvestition von ca. u$s 5 Mrd. zu finanzieren, muss der Bau auf unbestimmte Zeit vertagt werden. Das ist eine gute Nachricht, da es sich um eine grosse Fehlinvestition handelt.

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP (Administración Federal de Ingresos Públicos) berichtet, dass der Aufschlag von 20% auf Ausgaben im Ausland, die mit Kreditkarten gezahlt werden, in 10 Monaten 2013 fast $ 7 Mrd. eingebracht hat. Der Betrag wird jedoch in den meisten Fällen mit der Gewinnsteuer verrechnet (da es sich um einen Vorschuss auf diese Steuer handelt), so dass der Erlös dieser Steuer, die bei natürlichen Personen am 20. April 2014 fällig wird, entsprechend niedriger ausfällt. Bisher wurden 21.000 Gesuche von Personen eingereicht, die die Rückgabe des Betrages fordern, weil sie keine Gewinnsteuer zahlen. 

			***

			Die Subventionen für öffentliche Dienste und Staatsunternehmen erreichten in den ersten 9 Monaten 2913 $ 94,20 Mrd., 55,2% mehr als im gleichen Vorjahreszeitraum, berichtet der Verband ASAP, der sich mit dem Staatshaushalt und den öffentlichen Finanzen befasst. $ 60,09 Mrd., gleich 71,5% des Gesamtbetrages, entfallen auf den Energiebereich, wobei davon über $ 50 Mrd. für den Import von Gas, Dieselöl und Benzin aufgewendet wurden. An zweiter Stelle kommen die Subventionen für den öffentlichen Personentransport, die um 22,1% über dem Vorjahr lagen, allerdings weil die U-Bahn dieses Jahr voll von der Stadtverwaltung getragen wird. 

			***

			Ende der Vorwoche hat die Berufungskammer des 2. Distriktes von New York den Antrag der Fonds abgewiesen, dass die bestehende Vorbeugungsmassnahme aufgehoben und der argentinische Staat sofort u$s 1,33 Mrd. (plus Gerichstkosten und Zinsen) zahlen müsse, die er laut Urteil erster und zweiter Instanz zahlen muss. Die Pause besteht somit weiter, die das Gericht seinerzeit eingeschaltet hat, bis der Oberste Gerichtshof bestimmt, ob er eine Klage in der gleichen Sache zulässt, oder eine zweite Berufung bei der Kammer (mit den Mitgliedern der gesamten einzelnen Kammern) zugelassen wird. 

			***

			Der Umsatz der Supermärkte ist im September mengenmässig um 0,6% zurück gegangen, hat die angesehene Consulting-Firma CCR ermittelt. Es fällt auf, dass der Rückgang nach der starken Erhöhung des steuerfreien Minimums für Arbeitnehmer stattgefunden hat. Die Zunahme der Preise von Gemüse, die im September sehr ausgeprägt war (wegen des langen und sehr kalten Winters, der sich direkt auf den Gemüsenabau ausgwirkt hat), hat eine besondere Wirkung gehabt. 

			***

			Eine Umfrage der argentinischen Handelskammer („Cámara Argentina de Comercio”) hat ergeben, dass über die Hälfte der befragten Einzelhandelsgeschäfte im Oktober einen mengenmässig niedrigeren Umsatz als im gleichen Vorjahresmonat aufweisen, wobei fast die Hälfte auch einen Rückgang gegenüber September 2013 verzeichnet.

			***

			Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat im Haushaltsvoranschlag für 2014 eine Erhöhung der Stempelsteuer auf den Verkauf neuer Kfz von 1% auf 3% verfügt. Bei der Bruttoumsatzsteuer auf Kfz findet eine grundsätzliche Änderung statt: der Satz, den die Fabriken zahlen, wird von 7% auf 5% gesenkt, und bei den Agenturen wird diese Steuer, mit einem Satz von 15% auf die Bruttomarge, neu gestaltete. Bisher zahlten die Agenturen 3,5% auf den Endpreis des Kfz.

			***

			Die ZB hat am Freitag der Vorwoche durch Mitteilung A 5492 die Frist für den effektiven Export ab Vorauszahlung aus dem Ausland verlängert. Bisher galten 5 verschiedene Fristen, von 90 bis 500 Tagen, je nach der Ware, um die es sich handelt. Ab jetzt gelten für diejenigen, die Vorauszahlungen oder Devisenkredite erhalten, allgemein 300 und 500 Tage. Auf diese Weise will die ZB unmittelbar ein höheres Devisenangebot erhalten.

			***

			Um Investitionen für die Eisenbahnlinie Roca zu finanzieren, hat das Schatzamt bei der Banco Nación Schatzscheine für u$s 228,9 Mio. untergebracht. Damit sollen 300 Waggons chinesischer Herstellung von der Firma Qingdao Sifang CO LTD bezahlt werden, die im Rahmen der Kooperationsverträge zwischen Argentinien und China bestellt wurden.

			***

			Seit vergangener Woche gelten neue Benzinpreise in den Tankstellen von YPF. Das Liter Premium Benzin kostet 6,43% mehr und liegt bei $ 8,639. Super Benzin kostet jetzt 7,819 pro Liter, während die sogenannte Euro Sorte für Luxusautos um 5,9% auf $ 7,98 teurer wurde. Das Liter Diesel liegt bei $ 7,16; 5,44% mehr. Trotz der Erhöhungen bleibt YPF die günstigste Benzinmarke. Die Preise in den letzten zwölf Monaten verteuerten sich beim Superbenzin um 30,72%, beim Premiumbenzin um 32%.

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires plant für das Jahr 2014 eine Sondersteuer von 18% auf den Fiskalwert der Immobilien, die zur bestehenden Steuer hinzukommt. Man rechnet mit zusätzlichen Einnahmen von monatlich $ 900 Mio. Die Gelder sollen ausschliesslich für sicherheitsbezogene Projekte investiert wewrden.

			***

			Innen- und Transportminister Florencio Randazzo kündigte am Montag den Kauf von 81 Eisenbahnwaggons für u$s 80,9 Mio. in China an, die für die Bahnstrecke “Belgrano-Sur” bestimmt sind, die die Stadt Buenos Aires mit den Vororten La Matanza, Lomas de Zamora, Lanús und Merlo verbindet. Die neuen Waggons sollen in 13 Monaten eintreffen. Dieser Kauf kommt zu mehreren anderen hinzu, mit denen der Dienst der Vororteisenbahnen und auch der U-Bahn erweitert und verbessert werden soll. Laut Randazzzo werden es Ende 2014 über tausend neue Wagons sein. Randazzo sagte, diese Käufe werden ohne öffentliche Ausschreibung, aber im Rahmen des bilateralen Abkommens mit China getätigt, wobei der Preis pro Waggon unter dem internationalen Durchschnittspreis liege.

			***

			Die Provinzregierung von La Rioja hat die Verstaatlichung des provinziellen Stromverteilungsunternehmens Edelar verfügt. 78% des Kapitals befindet sich ohnehin schon im Besitz der Provinz. 21,5% besitzt die ANSeS und 0,5% des Kapitals entfällt auf Kleinaktionäre. Das Unternehmen schuldet CAMMESA, die den Engrosmarkt für Strom im ganzen Land betreibt, um die $ 50 Mio., die voraussichtlich auch jetzt nicht gezahlt werden.

			***

			Die lokale Gasförderung lag in 8 Monaten 2013 um 6,5% unter dem Vorjahr und wird voraussichtlich im ganzen Jahr 41,4 Mrd. cbm erreichen, 5,7% unter dem Vorjahr, berichtet das Argentinische Institut für Erdöl und Gas (IAPG). Das bedeutet, dass dieses Jahr 12 Mrd. cbm Gas importiert werden müssen, 27% mehr als 2012, wobei noch die Wirkung der Konsumzunahme hinzukommt. Der Gasimport ist ab 2004 zwölf Mal gestiegen und nimmt weiter zu, sofern die lokale Produktion nicht steigt.

			***

			Der Import von Chemieprodukten für die Landwirtschaft wuchs während der ersten neun Monaten stückmässig um 16,9% und wertmässig in Dollar um 20,3%, berichtet die Beratungsfirma IES. Die Auslandseinkäufe erreichten u$s 1,70 Mrd. Die USA, mit fast einem Drittel der Gesamteinfuhren, konnten als Hauptlieferant China in den zweiten Platz verweisen. Russland belegt den dritten Platz unter den Lieferanten, während Brasilien auf den vierten Platz abrutschte. 

			*** 

			Wie der Verband der Kfz-Agenturen Acara mitteilt, wurden im vergangenen Oktober 87.014 Fahrzeuge dem Verkehr zugelassen, ein innerjährliches Plus von 24% . Von Januar bis Oktober liegt die Zahl der angemeldeten Einheiten bei 842.159, eine Zunahme um 13% gegenüber des gleichen Zeitabschnitts des Vorjahres. Diesen Zahlen entsprechen den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden.

			*** 

			Im Oktober wurden 62.142 Motorräder für den Verkehr zugelassen, 8% mehr als im Vorjahr, teilt der Verband der Fabrikanten mit. Zwischen Januar und Oktober wurden knapp über 602.000 Motorräder angemeldet. Für 2013 wird mit einem neuen Rekord gerechnet. 

			***

			Das Planungsministerium, dem das Energiesekretariat untersteht, setzt sich im Prinzip für einen grösseren Anteil von Ethanol beim Benzin ab Anfang 2014 ein, wurde letzte Woche bekanntgegeben. Der bestehende Anteil von 7% soll auf 10% steigen. Auch beim Biodieselöl soll der Anteil von gegenwärtig 8% erhöht werden. Sowohl die Automobil- und Lastwagenhersteller wie auch die Ölkonzerne beanstande dies, vornehmlich weil der Preis von Ethanol und Biodieselöl höher als der des Benzins und des normalen Dieselöls sei. Die Produzenten der Biokraftstoffe weisen jedoch darauf hin, dass dies bei gleicher steuerlicher Behandlung nicht so sei, wobei sie den Vergleich mit importierten Benzin und Dieselöl machen, und nicht mit dem lokal erzeugten, das wesentlich billiger ist. Es handelt sich gegenwärtig darum, den Import von Erdölprodukten zu ersetzen.

			***

			Die ZB hat durch Mitteilung A 5493 neue Normen für die Finanzierung der grossen Getreideexporteure festgesetzt. Formell gelten diese Bestimmungen für Firmen, bei denen der Umsatz zu mindestens 75% in Exporten besteht, die ausserdem ein Schuldsaldo in Pesos gegenüber lokalen Banken von über $ 200 Mio. aufweisen. Das betrifft konkret 7 Exportfirmen. Die lokalen Banken dürfen jetzt nur noch 0,3% ihrer gesamten Depositen in Pesos (minus die Zwangsreserven) an diese Firmen leihen. In der Praxis bedeutet dies, dass sich die grossen Exporteure von Getreide und Ölsaat im Ausland finanzieren müssen. Die ZB hatte festgestellt, dass diese Unternehmen dieses Jahr ca. u$s 2 Mrd. an Krediten ausländischer Banken zurückgezahlt haben, und gleichzeitig höhere Kreditbeträge bei lokalen Banken aufgenommen haben. Mit dieser Massnahme soll erreicht werden, dass das unmittelbare Dollarangebot auf dem offiziellen Mark zunimmt, und auch, dass die Banken mehr an kleine und mittlere Unternehmen leihen.

			***

			Nachdem die Regierung in der Vorwoche BAADE-Bonds (die für die Weisswaschung von schwarzen Dollarvermögen dienen) für u$s 1 Mrd. ausgegeben hat, hat sich Binnenhandelssekretär Moreno bemüht, allerlei Grossunternehmen zu überzeugen, diese Bonds zu zeichnen. Doch bisher wurden nur u$s 137 Mio. gezeichnet. Die meisten Unternehmen können diese Bonds nicht kaufen, weil sie dann zugeben, schwarze Gelder zu haben, was bei ausländischen Firmen zu Schwierigkeiten mit dem Steueramt der Staaten ihrer Mutterhäuser führen könnte. Moreno fordert auch, dass diese Bonds auf dem sekundären Markt in Pesos gehandelt werden, was Wirtschaftsminister Lorenzino jedoch angeblich verzögert. Dies würde bedeuten, dass über die BAADE-Bonds ein legaler Schwarzmarkt für Devisen geschaffen wird, was eine grundsätzliche Entscheidung darstellt. 

			***

			Der Ölkonzern YPF konnte erstmalig seit der Rückverstaatlichung einen Anstieg der Gas und Ölproduktion verzeichnen. Im dritten Quartal 2013 stieg die Erdölproduktion um 3,4% und die von Gas um 4,7%. Paralell dazu konnte der Konzern zufriedenstellende finanzielle Ergebnisse vorlegen: Der Gewinn erreichte $ 3,44 Mrd., eine Zunahme um 104% gegenüber dem Vorjahr. Das Unternehmen investierte $ 8,028 Mrd., ein Plus von 94,4% gegenüber 2012.

			*** 

			Die lokale Produktion von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern betrug im Oktober 2013 75.601 Einheiten, 5,1% über September 2013, aber 4,8% unter Oktober 2012. Die Produktion lag in 10 Monaten 2013 um 9,3% über dem Vorjahr. Die Lieferungen an Agenturen betrugen 81.358 Einheiten, 4,6% unter dem Vormonat, aber 20,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 10 Monaten 2013 lagen die Lieferungen um 19,1% über dem Vorjahr. Der Export erreichte 42.873 Kfz, 17,5% mehr als im September, aber 16,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Hier wirkte sich der Rückgang der brasilianischen Nachfrage aus.

			*** 

			Bedingt durch ein grösseres Angebot und den Beginn der Lieferungen der neuen Ernte (die im Norden des Landes begonnen hat) ist der Weizenpreis am Dienstag zum zweiten Tag in Folge um 22,8% auf $ 2700 pro t gefallen. Innerhalb von zwei Tagen fielen die Preise um 37,4%. Die Sojapreise dagegen blieben stabil bei $ 2050 pro t, während Mais eine Steigerung von 5% auf $ 1050 t verzeichnen konnte. Obwohl bei der Weizenernte 2013/14 mit nur 9 Mio. t gerechnet wird, wird davon ausgegangen, dass der interne Bedarf von etwas über 6 Mio. t voll gedeckt wird, so dass der interne Preis weit unter $ 2.000 pro t liegen werde.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Der Präsident von Uruguay, José Mujica, beschuldigte Argentinen, „den Mercosur in Trümmer zu schlagen”. Er wies besonders auf einen jüngsten Beschluss hin, der die Umladung von Fracht, die in argentinischen Häfen aufgenommen wurde, in Häfen der Mercosur-Länder verbietet, mit denen kein Schifffahrtsabkommen besteht. Das bezieht sich konkret auf Uruguay, wobei der Hafen von Montevideo, der aus natürlichen Gründen einen höheren Tiefgang als der von Buenos Aires erlaubt, sich besonders für diese Umlandung auf grössere Frachter eignet. Der Präsident der argentinischen Kammer der Exporteure, Enrique Mantilla, hat auch darauf hingewiesen, dass diese Massnahme zusätzliche Exportkosten herbeiführe und ausserdem Exporte betreffe, die sich schon in Gang befinden. 

			***

			Nachdem der Index der Konsumentenpreise in Venezuela im Oktober eine Zunahme von 5,1% und in 12 Monaten eine von 45,8% verzeichnet (die höchste Rate nach der von Syrien) hat Präsident Nicolás Maduro eine grossangelegte Kontrollation in Gang gesetzt, mit tausend Inspektoren und Beteiligung des militärischen Infomationsdientes Sebin und der Polizei. Maduro drohte mit Beschlagnahme von Waren u.dgl.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Linde

			Die Linde Group investiert $ 20 Mio. in der Entwicklung eines hochkomplexen Gesundheitszentrums in Pilar für Patienten mit einer ventilatorasoziierten Pneumonie, auf einem 32.500 qm grossen Gelände. Es handelt sich dabei um das erste Zentrum seiner Art in der Provinz Buenos Aires.

			Pan American Energy

			Dieser Ölkonzern kündigt zwei Schuldverschreibungen über $ 600 Mio. an, um Projekte über Ölforschung und -förderung in den Provinzen Chubut, Salta, Santa Cruz und Neuquén zu finanzieren. Es handelt sich um zinsvariable Papiere. Versteigert werden die Anleihen am Montag, dem 11. Dezember. 

			Jogmec

			Dieses japanische Bergbauunternehmen gab bekannt, dass die Lithiumförderung im Lager Olaroz, Provinz Jujuy, im August 2014 aufgenommen wird. Der Präsident der Firma, Hirobumi Kawano, erklärte, bei voller Kapazitätsauslastung decke dieses Bergwerk den gesamten Bedarf Japans. Am Olaroz-Bergwerk sind auch die japanische Toyota, die australische Orocobre und das provinzeigene Unternehmen Jemsa (mit 8,5%) beteiligt. 

			Vetanco

			Dieses Unternehmen, das Pharmaprodukte für veterinärische Zwecke erzeugt, hat eine neue Fabrik in Betrieb genommen, in General Rodríguez, Provinz Buenos Aires (bei Luján), die eine Investition von $ 32 Mio darstellt. Bei der Einweihungsfeier waren Vizepräsident Amado Boudou und Industrieministerin Debora Giorgi anwesend. Dort sollen 400 bis 1.000 Jato organische Additive, pharmazeutische Pulver, Impfstoffe und Insektenvertilgungsmittel für Tiere erzeugt werden. Die Firma beabsichtigt, ihre Exporte auf u$s 40 Mio. pro Jahr zu verdoppeln und gleichtzeitig Importe im Wert von u$s 5 Mio. zu ersetzen. 

			Banco Hipotecario

			Diese Bank hat zwei neue Serien, XII und XIV, ihrer Schuldverschreibungen über $ 50 Mio., erweiterbar auf $ 500 Mio. ausgegeben. Die erste Serie hat eine Laufzeit von 360 Tagen und eine feste Zinsrate, die per Ausschreibungsverfahren festgelegt wird. Die zweite Serie ist ein variabel verzinslicher Schuldtitel (Badlar plus eine Rate, die ebenfalls per Ausschreibungsverfahren festgelegt wird), mit einer Laufzeit von 24 Monaten. Beide Papiere sind auf Pesos ausgestellt, mit einer Tilgung am Ende der Laufzeit und einer vierteljährlichen Zinszahlung. Die Zeichnung bei einem Mindestwert von $ 400.000 fand am letzten Montag und Dienstag statt. 

			Mercedes-Benz

			Joachim Maier übernimmt zum 1. Februar 2014 die Position des Vorsitzenden von Mercedes Benz Argentina sowie des Managing Direktors für die Abteilung Marketing & Trucks. Maier ist im Konzern seit 1987 tätig, und bekleidete seitdem verschiedene Positionen. So war er unter anderem Leiter der Verkauf- und Marketingabteilung in Deutschland. Zwischen 1991 und 1994 war er Exekutivberater des Vorstands von Mercedes-Benz Argentina. Zwischen 1998 und 2002 leitete Maier die Filiale in Kolumbien. Seit 2009 ist er Vizepräsident der Abteilung Marketing & Trucks bei Mercedes-Benz do Brasil. Der gegenwärtige Geschäftsführer Roland Zey kehrt zurück nach Deutschland und übernimmt dort den Posten des Direktors für die Verkaufsplanung und Entwicklung von Vans.

			Endesa

			Dieses spanische Energieholding musste ihrer lokalen Tochtergesellschaft Endesa Costanera (die das grösste Wärmekraftwerke des Landes in der Hafengegend von Buenos Aires betreibt, das sie anlässlich der Privatisierung von Segba übernommen hat), an der sie 64% des Kapitals hält, mit einem Kapitalbeitrag helfen, da das Unternehmen einen kumulierten Verlust von über $ 800 Mio. und ein negatives Vermögen von $ 536 Mio. aufweist, was gemäss Handeslrecht zur Liquidierung der Gesellschaft zwingt, sofern der Verlust nicht mit frischen Mitteln ausgeglichen wird. Die Gesellschaft hat neue Aktien für $ 555 Mio. zum Parikurs angeboten, also gleichviel wie die bestehenden Aktien zu Buche stehen. Dadurch wird das bestehende Kapital verwässert; dennoch erscheint es merkwürdig, dass jemand Aktien einer Firma zeichnet, die einen hohen strukturellen Verlust aufweist, der durch die niedrigen Tarife verursacht wird. Die Regierung hat in diesem Fall den Konzessionsvertrag der 90er Jahre einseitig ausser Kraft gesetzt. Endesa kontrolliert in Argentinien ausserdem die Kraftwerksbetreiber Yacylec und Dock Sud, und auch das Stromverteilungsunternehmen Edesur. Bei all diesen Unternehmen besteht das gleiche Problem. Endesa hofft, dass die Regierung schliesslich die Stromtarife den Kosten anpasst. Es besteht jedoch die Gefahr, dass es sich hier um eine kalte Verstaatlichung handelt, die gelegentlich formell vollendet wird. Das läge im Sinn der “Vertiefung des Modells”. Endesa hat in zwei Jahrzehnten eine sehr gute Leistung vollbracht, mit Einführung des kombinierten Zyklus, hohen Investitionen, effizientem Mangement und technologischen Verbesserungen überall, und auf diese Weise die Stromproduktion stark erhöht und den Ausfall des Dienstes, der unter staatlicher Regie sehr hoch war, auf ein Minimum verringert.
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			Unterschiedliche wirtschaftspolitische Auffassungen der Entscheidungsträger

			Unter den Kirchners, sowohl bei Néstor wie bei Cristina, wurden sämtliche Entscheidungen über Wirtschaftspolitik von ihnen getroffen. Somit hatten die Meinungsunterschiede unter den einzelnen hohen Beamten, die formell dafür zuständig sind, eine zweitrangige Bedeutung. Die Kirchners entschieden nach ihrem Gutdünken, und dabei hörten sie mehr auf Beamte, die wie sie dachten oder eben eine stärkere Persönlichkeit und mehr Überzeugungskraft hatten. Dieses Regierungsschema lädt auf den Präsidenten nicht nur die volle Verantwortung ab, sondern es belastet ihn auch mit viel Arbeit. Und hier ist jetzt der Moment eingetreten, in dem dies nicht mehr geht. CFK wurde nach ihrer Schädeloperation zu einer Pause gezwungen, in der sie faktisch einen ganzen Monat von der Regierungsführung abwesend war. Sie ist gesundheitlich angeschlagen, und die Ärzte (diejenigen, die sie behandeln, und auch andere, die sich mit ihrem Fall befasst haben) empfehlen ihr jetzt, nicht mehr so aktiv wie früher zu sein, den Stress zu vermeiden und mehr zu delegieren. Ob sie dies schafft sei dahingestellt. Néstor Kirchner konnte auch nicht aus seiner Haut springen und hat den Rat der Ärzte missachtet, die ihm nach zwei schweren Gesundheitskrisen Ruhe rieten, und ist dann gestorben. Für CFK bedeutet der Übergang auf ein neues Regierungsschema, bei dem sie die Entscheidungen delegiert und Verantwortung abgibt, so ungefähr wie ein Sprung über den eigenen Schatten.

			Das Wirtschaftsministerium wurde 1958 unter Präsident Arturo Frondizi geschaffen, um den Präsidenten von der internen Diskussion unter den Ministern des wirtschaftlichen Bereiches zu entlasten, die dann zu Staatssekretären degradiert wurden. Der Wirtschaftsminister sollte sich darum kümmern, Kompromisslösungen bei gegensätzlichen Interessen und Vorschlägen der für die einzelnen Bereiche der Wirtschaft zuständigen Staatssekretäre zu erreichen und dem Präsidenten nur die letzte Entscheidung zu überlassen. Theoretisch entfällt diese Funktion jetzt auf Hernán Lorenzino. Doch dieser ist stark entmachtet worden. Einmal wurden Industrie und Handel, und danach auch Landwirtschaft zu Ministerien gemacht, mit Debora Giorgi und Norberto Yahuar als Minister, also mit gleichem Rang wie Lorenzino. Auch entfallen wichtige Entscheidungen im wirtschaftlichen Bereich auf Planungsminister De Vido, und jetzt beim Transport auf Innen- und Transportminister Randazzo, wobei es kaum eine gesamtwirtschaftliche Koordinierung gibt, die im Wirtschaftsministerium zentralisiert sein müsste.

			Danach wurden die faktischen Entscheidungen auf den Staatssekretär für Wirtschaftspolitik, Axel Kiciloff und noch mehr auf den für Binnenhandel, Guillermo Moreno, übertragen. Dieser erklärt auch gegenüber Unternehmern ganz offen, dass er der eigentliche Wirtschaftsminister ist. In der Tat entscheidet er nicht nur über Preispolitik, sondern auch über Aussenhandel, den Devisenmarkt, Weisswaschung von schwarzen Dollarvermögen und viele andere Themen und Bereiche, für die er formell nicht zuständig ist, an erste Stelle das Statistische Amt (INDEC), wo er eine grobe Fälschung der Preisstatistik eingeführt hat, die Argentinien weltweit den Stempel der Unseriosität aufgedrückt und wesentlich zum Vertrauensverlust beigetragen hat. Es ist wirklich erstaunlich, dass ein hoher Beamter, der überall versagt hat, im Amt bleibt. Moreno ist für die Verringerung des Rinderbestandes um 12 Mio. Stück (von denen etwa 2 Mio. wieder aufgeholt wurden) verantwortlich, ebenfalls dafür, dass der Anbau von Weizen stark zurückging und Weizenknappheit (mit einem Preissprung für Mehl in den letzten Monaten) eingetreten ist. Die von ihm vorangetriebene Weisswaschung hat jämmerlich versagt, und der schwarze Dollarkurs ist trotz (oder wegen) seiner Bemühungen in die Höhe gesprungen. Trotz Preiskontrollen sind die Preise der Konsumgüter stark gestiegen. Auf dem Erdölbereich hat er mit seiner Preispolitik grossen Schaden angerichtet und wesentlich zum Verbrauch der Reserven von Erdöl und Gas beigetragen, wobei diese Politik auch die Erweiterung der Raffinierungskapazität behindert hat, so dass Erdölderivate importiert werden müssen, statt nur Rohöl. Moreno lebt in einer anderen Welt: er verneint die Inflation, was so weit geht, dass er unlängst erklärt hat, dass der Preis für Rind- und Geflügelfleisch seit drei Jahren nicht steigt, obwohl die nachgewiesenen Zunahmen zwischen 40% und 70% liegen. Es ist bedenklich, dass dieser flegelhafte Draufgänger einen so grossen Einfluss auf die Präsidentin hat. Solange Moreno nicht geht, kann man nicht mit einer glaubhaften Kursänderung rechnen. Seine Präsenz hat Symbolwirkung. 

			Wirtschaftsminister Lorenzino, der Anwalt und ein seriöser Berufsbeamter ist, aber gewiss kein Politiker, noch ein Ökonom, noch ein Intelektueller, hat in letzter Zeit einen neuen Kurs eingeschlagen. Doch jetzt muss die Regierung zeigen, ob dies effektiv so ist, oder nur ein taktisches Manöver war. CFK müsste dem Minister jetzt Rückendeckung geben und ihn vom formellen zum echten Wirtschaftsminister machen. Oder sie müsste sonst jemand an seiner Stelle ernennen, der in diesem Sinn denkt und Ansehen geniesst, dem sie von vorne herein Vollmachten gibt. Bisher werden jedoch keine Namen genannt, die diese Voraussetzungen erfüllen. ANSeS-Chef Diego Bossio u.a., die gelegentlich erwähnt werden, qualifizieren gewiss nicht für dieses Amt, besonders nicht in dieser schweren Stunde. 

			Die Zahlung an Unternehmen, die Prozesse beim ICSID-Schiedsgericht gewonnen hatten, und die Verhandlung mit der Weltbank, damit diese wieder Kredite an Argentinien vergibt, zeigen eine neue Einstellung. Wie verlautet, will Lorenzino die Beziehungen zur internationalen Finanzwelt wieder in Ordnung bringen. Das bedeutet: 1. Verhandlung mit den Holdouts (Geierfonds und anderen) über Zahlung ihrer Forderung. Hier sind schon (hinter den Kulissen) erste Schritte eingeleitet worden, die auf Zahlung mit einem Abschlag (der geringer als der allgemeine der Umschuldung wäre) und mit langfristigen Staatspapieren zu niedrigem Zinssatz hinzielen. 2. Regelung der Schuld mit den Staaten, die den Pariser Klub bilden, was beiläufig auch eine Rückkehr zum Internationalen Währungsfonds bedeutet. 3. Verhandlung mit den Klägern beim ICSID, um Kompromisslösungen zu finden. 

			Lorenzino, der engen Kontakt zu den Anwälten hat, die den argentinischen Staat in den USA verteidigen, weiss auch, dass er die Hilfe der US-Regierung braucht. Wenn diese ihn unterstützt, kann er auch eine Lösung beim Prozess erreichen, den die Geierfonds in erster und zweiter Instanz schon gewonnen haben, bei dem Argentinien in absehbarer Zeit um die u$s 1,5 Mrd. (Kapital plus Zinsen und Gerichtskosten) zahlen muss, oder einen neuen Default auf sich nehmen muss, der mit einer Normalisierung der Beziehungen zur internationalen Finanzwelt unvereinbar ist. 

			Auch was die internen Finanzen betrifft, hat Lorenzino eine vernünftigere Einstellung als die anderen Entscheidungsträger. Er stammt aus dem finanziellen Bereich der Provinz Buenos Aires und war danach für die Verwaltung der Staatsschulden, als Staatssekretär für Finanzen in der Nationalregierung, verantwortlich. Er war stets ein sorgfältiger und verantwortungsvoller Beamter. Er weiss bestimmt, dass das Defizit der Staatsfinanzen untragbar geworden ist. Wenn es auf ihn ankäme, würde er bestimmt bei Staatsausgaben und –investitionen stark auf die Bremse treten. Bisher wurde er jedoch von anderen Entscheidungsträgern daran gehindert, auch von der Präsidentin selbst, die stets für neue Staatsausgaben und -investitionen eintritt, und die Eindämmung der Ausgaben als liberale Politik verteufelt. Es ist fragwürdig, ob sie jetzt versteht, dass sie ihr bisheriges Grundkonzept über den Staat aufgeben muss.

			Kiciloff, der Lorenzino formell untergeordnet ist, entscheidet jedoch selbstständig, weil er die Gunst der Präsidentin geniesst. Er ist im Prinzip Keynesianer (und war in seinen jungen Jahren Marxist), was in der Praxis bedeutet, dass er für eine Ankurbelung der Wirtschaft durch Staatsausgaben und Kreditexpansion eintritt. Das Konzept der Erhaltung der “effektiven Nachfrage”, das der britische Ökonom John Maynard Keynes aufgestellt hat, steht bei ihm im Vordergrund. Doch hier ergibt sich jetzt in Argentinien ein ähnliches Problem, wie es in den USA und auch in der EU, Japan u.a. Staaten besteht: die Zunahme der Staatsschuld ist an eine gefährliche Grenze gelangt, und das keynesianische Rezept birgt dabei grosse Gefahren in sich. In Argentinien besteht die Grenze jetzt nicht in der Staatsschuld, die relativ niedrig ist, sondern darin, dass Staatsschulden bei Verfall gezahlt werden und nicht durch echte Neuverschuldung ersetzt werden können, weil Argentinien keine Möglichkeit hat, Staatspapiere auf dem Markt (weder hier noch im Ausland) unterzubringen und auch keine Kredite erhält. Somit muss die ZB einspringen, und das bedeutet Geldemission, mit direkter inflationärer Wirkung. Die Inflation ist für den Minister, im Gegensatz zu Moreno und Kiciloff, ein echtes Problem. 

			ZB-Präsidentin Mercedes Marcó del Pont mischt bei den monetären Entscheidungen auch mit. Sie stammt aus dem Lager der sogenannten “Entwicklungstheoretiker”, mit dem verstorbenen Rogelio Frigerio (Grossvater des gleichnamigen Wirtschaftlers) als Hauptfigur. Grundsätzlich steht sie somit Kiciloff näher als den orthodoxen Wirtschaftlern. Aber in der Praxis dürfte ihre Hauptsorge gegenwärtig in den schwindenden Reserven bestehen. Wenn diese weiter stark sinken, kommt es zu einer Zahlungsbilanzkrise, bei der der offizielle Wechselkurs nicht mehr kontrolliert werden kann, und somit davonspringt. Und dann wird ihre Lage unhaltbar, und sie läuft Gefahr, die Rolle des Sündenbocks zu übernehmen. Sie ist somit gezwungen, Lorenzino zu unterstützen. 

			Wie bekannt wurde, tritt Kiciloff für die Legalisierung des schwarzen Devisenmarktes ein, während Moreno sich widersetzt und meint, das Problem mit Kontrollen und Verfolgung der Makler dieses Marktes lösen zu können. Das ist ihm jedoch bisher gründlich misslungen. Die Spaltung des Devisenmarktes, mit einem kontrollierten Markt, auf dem prinzipiell der Warenhandel abgewickelt wird, und einem freien Markt, der für alles andere gilt, hat es schon oft gegeben. Gelegentlich, wenn eine Normalisierung der Lage erreicht wird, kann wieder auf einen echten Einheitsmarkt übergegangen werden. Allein der Kapitalzufluss, der gegenwärtig stark gebremst ist (weil niemand von Anfang an Geld verlieren will, wie es bei einer Überweisung zum offiziellen Kurs der Fall wäre), würde den Schwarzkurs drücken. Wenn die Differenz zum offiziellen Kurs stark zurückgeht, dann verschwinden viele Probleme und es gibt mehr Vertrauen. Kiciloff konnte sich bisher nicht durchsetzen. Doch er lässt nicht nach: jetzt soll er vorgeschlagen haben, den Tourismus in beiden Richtungen auf einen anderen Devisenmarkt zu verlagern, bei dem der Kurs angeblich um die $ 7 pro Dollar liegen soll. Die Zahlungsbilanz ist beim Tourismus stark (und zunehmend) defizitär, weil der offizielle Kurs Ausgaben im Ausland anregt, während einreisende Touristen ihre Devisen zunehmend auf dem Schwarzmarkt verkaufen. Nachdem das Defizit dieses Jahr ähnlich hoch wie bei der Energiebilanz ausfallen würde, steht die Regierung unter Zugzwang. Allein, wenn ein Sondermarkt für den Tourismus geschaffen wird, ist es unvermeidlich, dass danach auch andere Zahlungen auf diesen Markt verlagert werden und es schliesslich zu einem Schema mit einem gespaltenen Devisenmarkt kommt, wie schon oft gehabt. Für die zuständigen ZB-Beamten bestünde überhaupt kein Problem, die Reglementierung für diesen Markt sofort bekanntzugeben; denn sie haben sie schon aus früheren Zeiten.

			Grundsätzlich muss entschieden werden, ob sich die Normalität und die Anerkennung der wirtschaftlichen und finanziellen Wirklichkeit durchsetzen, und dieser neue Weg der Rückkehr zur Normalität begangen wird, oder ob das bisherige Schema beibehalten wird, bei dem es dann in absehbarer Zeit zu einem grossen Knall kommt, der der Gesellschaft ein unnötig grosses Opfer auferlegt. Der Mittelweg, den Politikern wie CFK am meisten gefällt, wird zunehmend unhaltbar.
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			Der Ciccone-Skandal

			Nachdem die Kassationskammer für Strafsachen Ende der Vorwoche einstimmig die volle Gültigkeit der Untersuchung bestätigte, die die Justiz im Fall Ciccone durchführt, läuft der Prozess jetzt weiter, der den Vizepräsidenten Amado Boudou direkt betrifft. Es handelt sich hier um einen vielfältigen Skandal, der in einem zivilisierten Land zum Rücktritt des hohen Beamten führen würde. In Deutschland musste Bundespräsident Christian Wulff für viel weniger sein Amt aufgeben. 

			Beginnen wir von Anfang an. Die Brüder Héctor und Nicolás Ciccone hatten eine grosse Druckerei aufgebaut, „Ciccone Calcográfica S.A.”, die sich auf Sicherheitsdruck spezialisierte: Schecks, Aktien, Obligationen, Staatsbonds u.a. Wertpapiere, und auch Banknoten. Dieses Geschäft ist jedoch nach und nach auf ein Minimum geschrumpft. Schecks sind durch Kredit- und Zahlkarten und durch direkte Internet-Übertragungen von einem Konto auf ein anderes weitgehend verdrängt worden, und Aktien u.a. andere Wertpapiere werden kaum noch gedruckt. Sie werden einfach in einem informatischen Register geführt, und die Inhaber erhalten von der Wertpapierkasse der Börse von Buenos Aires, oder von einer Bank, einen Ausweis über den Stand ihres Kontos, genau wie bei Bankkonten, die auf Geld lauten. Was den Notendruck betrifft, so hat die Münzanstalt („Casa de Moneda”) in früheren Zeiten gelegentlich den Druck von Noten, die auf niedrige Beträge lauten an Ciccone u.a. private Druckereien vergeben, weil hier geringere Sicherheitsmassnahmen notwendig sind, da sich die Fälschung nicht lohnt. Doch in den 90er Jahren hat die Münzanstalt Druckmaschinen für diesen Zweck gekauft, womit das „Outsourcing” praktisch abgeschafft wurde und nur noch gelegentlich stattfand, was auch Ciccone negativ betraf. Wenn in in den letzten Jahren der Notendruck wieder in bestimmten Fällen auswärts vergeben wurde, so nur deshalb, weil die Regierung sich weigert, Noten mit höheren Werten auszugeben (also Scheine von $ 200 und mehr). 

			Die Brüder Ciccone mussten schliesslich aufgeben, nachdem sie sich vorher stark veschuldet hatten, besonders gegenüber dem Steueramt. Und dann kam ein gewisser Alejandro Vandenbroele auf die Idee, das Unternehmen zu übernehmen, ohne dafür zu zahlen. Offensichtlich hatte er nicht begriffen, dass diese Druckerei keinen Sinn mehr hatte. Er hatte sich wohl durch die schön aussehenden Maschinen blenden lassen. Er hat sich offensichtlich nicht einmal überlegt, warum die Brüder Ciccone, trotz ihrer langen Erfahrung und guter Unternehmensführung in Vorjahren, plötzlich nicht weitermachen konnten. Er wollte es eben besser wissen. Ein Trottel!

			Die Ciccone-Brüder standen vor einem Konkursverfahren, das eventuell von einem Strafprozess gegen sie persönlich begleitet würde. Nun bot ihren Vandenbroele die Möglichkeit, diesem unangenehmen Prozess auszuweichen, indem sie ihr Aktienpaket auf ihn übertrugen. Zu diesem Zweck hatte er einen Investmentfonds, benannt „The Old Fund”, mit Sitz im Ausland, eingesetzt, über den sehr wenig bekannt ist. Die Firma Ciccone Calcográfica wurde dabei in „Compañía Sudamericana de Valores S.A.” umgetauft.

			Nebenbei bemerkt: der gleiche Fonds wurde bei der Umschuldung einer hohen Schuld der Provinz Formosa gegenüber der Nationalregierung als Vermittler eingesetzt, und erhielt dabei eine Provision von $ 7 Mio. Dies stellt eine grosse verwaltungsmässige Unregelmässigkeit dar, für die Amado Boudou als damaliger Wirtschaftsminister verantwortlich zeichnet. Denn bei innerstaatlichen Schulden, also u.a. von einer Provinz gegenüber der Nationalregierung, darf es keine Vermittler noch Berater geben. Hier handelt es sich um ein normales staatliches Verwaltungsverfahren, wobei ein Vermittler auf alle Fälle suspekt wäre, einen direkten Einfluss auf den Entscheidungsträger (in diesem Fall den Wirtschaftsminister) zu haben und diesem ein Schmiergeld zu zahlen oder direkt als Strohmann tätig zu sein. Auch dieser Fall dürfte für Boudou ein böses Ende nehmen. Er ist strafrechtlich schlimmer als der von Ciccone.

			Zurück zu Ciccone. Das Amt für öffentliche Einnahmen, die AFIP, gewährte der Firma die Möglichkeit, die hohe Schuld (von über $ 250 Mio.) in 148 monatlichen Raten, mit einem Zinssatz von 0,5% monatlich zu zahlen, so dass die Schuld stark verwässert würde. AFIP-Chef Ricardo Echegaray wollte jedoch der Verantwortung für dieses anormale Verhalten ausweichen, und forderte von Minister Boudou schriftlich eine Anweisung, und dieser stimmte zu. Das Argument der Regierung bestand darin, dass es um die Rettung der Arbeitsplätze gehe. Dabei wurden jedoch die geltenden Bestimmung über Zahlung von Steuerschulden und auch das Konkursverfahren nicht beachtet. 

			Die Lage war inzwischen völlig verfahren. Die Münzanstalt musste Ciccone Aufträge vergeben (auf Anweisung von Boudou?), deren Notwendigkeit bezweifelt werden kann. Somit entschied sich CFK schliesslich für die Enteignung der Ciccone-Druckerei, wobei der Preis, der dabei laut Verfassung gezahlt werden muss, mit der Forderung des Staates, lies AFIP, verrechnet werden sollte. Das ist jedoch nicht so einfach. Denn dabei müsste das Konkursverfahren ganz abgewickelt werden und die anderen Gläubiger müssten gleiche Rechte wie der Staat haben. Auch diese Verstaatlichung ist somit widerrechtlich, abgesehen davon, dass sie völlig unnötig war und die Münzanstalt mit zusätzlichen Ausgaben belastet, aber ihr kaum zu höheren Einnahmen verhilft. Denn die eigene Druckerei der Münzanstalt kann bei korrekter Planung und Anpassung der Beträge der Geldscheine an die Inflation den Notenbedarf voll decken. Ohnehin sollte dieser Bedarf im Zuge der Modernisierung der Wirtschaft abnehmen, da immer mehr auf Zahlung über Banken (Scheck, Karten und direkte Überweisungen über Internet) übergegangen wird. 

			Zurück zu Vandenbroele, der von seiner ehemaligen Gattin, Laura Muñoz, beschuldigt worden war, ein Strohmann von Boudou zu sein. Dessen Anwälte haben zunächst versucht, die Nullität dieser Anzeige zu erhalten, da Anklagen unter Ehepartnern laut Gesetz nicht gültig sind. Die Richter haben jetzt entschieden, dass Frau Muñoz geschieden war, als sie die Anzeige erstattete, so dass diese gültig ist. Boudou hat zunächst verneint, Vandenbroele zu kennen, was eine grobe und unnötige Lüge war, die seine prozessale Lage verschlechtert. Er hätte zugeben müssen, dass er ihn kennt (auch wenn er kein intimer Freund war), aber nicht sein Strohmann ist. Dies lässt sich ohnehin nicht nachweisen, es sei denn, Boudou hat irgendwo Fingerabdrücke hinterlassen. Auf alle Fälle war Vandenbroele mit Boudous intimem Freund José María Nuñez Carmona gut befreundet, der dann für Ausgaben in Boudous Appartement in Puerto Madero und eine teure Auslandsreise seines Bruders aufgekommen ist. Zunächst erscheinen die drei wie eine „Bande”, was ihre prozessale Lage noch mehr verschlechtert.

			Schliesslich stellt sich noch die Frage über den Investmentfonds „The Old Fund”, von dem man kaum etwas weiss. Es muss jetzt aufgeklärt werden, wer diesen Fonds leitet, wer der oder die angeblichen Besitzer sind, welche anderen Anlagen der Fonds hat, und woher das Geld stammt, das schon bei Ciccone investiert oder verpflichtet wurde, und wie es nach der Enteignung mit dem Geld steht, das der Fonds schon in Ciccone eingesetzt hat. Es fällt auf, dass der Fonds, der von der Verstaatlichung direkt betroffen ist, sich bisher nicht gemeldet hat. Ausserdem müsste die AFIP jetzt die steuerliche Lage von Vandenbroele (der bis vor kurzem als Einheitssteuerzahler eingetragen war) und auch von Boudou untersuchen. AFIP-Direktor Ricardo Echegaray kann den Fall nicht ewig hinausschieben.

			Inzwischen hat ein Richter in Uruguay die ZB jenes Landes angewiesen, die Konten von Vandenbroele wegen Verdacht der Geldwäsche einzufrieren.  Das wurde sofort bei den Konten der Firma Dusbel in Kraft gesetzt, deren Vorstandspräsident (und Inhaber?) Vandenbroele ist, die Mittel für „The Old Fund” beigesteuert hat. Der uruguayische Richter hat auch Vandenbroele angeordnet, bei ihm vorstellig zu werden. Dies wurde schon an die argentinische Justiz weitergeleitet. Geldwäsche hängt grundsätzlich mit Legalisierung von schwarzen Vermögen zusammen, die aus dem Drogenhandel u.a. verbrecherischen Tätigkeiten stammen. In diesem Fall dürfte es sich jedoch um schlichte Steuerhinterziehung (in Argentinien) handeln, sofern jetzt nicht die bisher unbekannten Geldgeber auftauchen. Der ganze Fall wird für Vizepräsident Boudou immer gefährlicher, und wirft auch einen zunehmend dunklen Schatten auf die Regierung.

			

		

	